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Kreislaufwirtschaft und Rohstoffe:
Potenziale nutzen und Zugang sichern

Die Versorgung mit Rohstoffen und ein spar-

samer Umgang mit Ressourcen sind wichtige 

Säulen wirtschaftlicher Tätigkeit. Für zahlrei-

che Produkte müssen Rohstoffe importiert 

werden. Der Ausbau der Kreislaufwirtschaft 

bietet große Chancen für mehr Unabhängig-

keit und Versorgungssicherheit. Dies ist für 

alle Akteure der Wertschöpfungskette essen-

ziell, insbesondere für Krisenzeiten. Um die 

vollen Potenziale einer Kreislaufwirtschaft zu 

erschließen, sollten Stoffkreisläufe bürokra-

tiearm erschlossen werden können. 

Statt allein auf neue Regulierungsmaßnah-

men zu setzen, sollte die einheitliche 

Anwendung und Durchsetzung bestehender 

Regeln einen Schwerpunkt der europäischen 

Kreislaufwirtschaftspolitik bilden. Im Vorfeld 

umweltabfallrechtlicher Regulierungsvor-

schläge sollten deren ökonomische Auswir-

kungen und praktische Umsetzbarkeit über 

die Breite der unmittelbar wie mittelbar be-

troffenen Unternehmen ermittelt werden. 

Kommt es zu neuen Regelungen, sollten 

diese mit möglichst geringem Aufwand in die 

betriebliche Praxis integriert werden können. 

Vor der gesetzlichen Regulierung sollte ge-

prüft werden, ob die Umweltziele durch ei-

genverantwortliche Initiativen oder Anreize 

erreicht werden können. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Förderung der Kreislaufwirtschaft – Stoff-

kreisläufe schließen (DE+EU)

• Herstellerverantwortung und Wettbewerb

fair gestalten (DE-EU)

• Verpackungsverordnung - Bürokratie ab-

bauen und Verfahren vereinfachen (EU)

• Bemühungen der Unternehmen bei der Roh-

stoffbeschaffung flankieren (DE+EU)

• Zugang zu heimischen Rohstofflagern lang-

fristig sichern (DE)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Förderung der Kreislaufwirtschaft - Stoff-

kreisläufe schließen (DE+EU) 

Die Förderung der Kreislaufwirtschaft – ge-

rade auch auf EU-Ebene – hat für die deut-

sche Wirtschaft einen hohen Stellenwert. 

Neben ökologischen Vorteilen liegen hierin 

auch ökonomische Potenziale. Dies umfasst 

z.B. eine geringere Importabhängigkeit bei 

verschiedenen Rohstoffen, welche die Resili-

enz von Unternehmen verbessert. Umfas-

sende Nachhaltigkeitsvorgaben für Produkte 

– wie etwa durch eine Ökodesign-Verord-

nung – stellen deutsche Unternehmen vor 

Herausforderungen. So können zu detaillierte 

Ökodesign-Anforderungen dazu führen, dass 

die Produktvielfalt beschnitten und techno-

logieoffene Innovationen erschwert werden. 

Entsprechende Vorgaben zu Langlebigkeit, 

Reparaturfreundlichkeit und Recyclingfähig-

keit von Produkten sollten Unternehmen da-

her genügend Freiraum bei der Produktent-

wicklung einräumen. So können Betriebe die 

Chancen, die sich aus der Verbesserung der 

Energie- und Materialeffizienz ergeben, auch 

im Wettbewerb nutzen. 

Um ökonomische Potenziale heben zu kön-

nen, sollten neue Regularien, wie u. a. die 

Einführung des Digitalen Produktpasses, eu-

ropaweit einheitlich gestaltet und ange-

wandt werden. Ebenfalls sollten neue Vorga-

ben auf der frühzeitigen und konstruktiven 

Einbeziehung unternehmerischer Expertise 

beruhen, die Möglichkeit wirtschaftlicher 

Selbstregulierung offenhalten und die Wett-

bewerbsfähigkeit gerade kleiner und mittle-

rer Unternehmen nicht beeinträchtigen. 

Dazu benötigen Unternehmen frühzeitig Pla-

nungssicherheit für notwendige Transforma-

tionsprozesse sowie Zeit zur Umsetzung 

neuer Regularien. 

Herstellerverantwortung und Wettbewerb 

fair gestalten (DE+EU) 

Eine Erweiterung des Gewährleistungsrechts 

im Hinblick auf den Anspruch auf Reparatur 

(“Right to Repair”) sehen viele Unternehmen 

kritisch. Eine Minderheit setzte sich dagegen 

explizit für eine Ausweitung dieser Verbrau-

cherrechte ein. Für die Reparatur fehlt es vie-

len Unternehmen allerdings an der nötigen 

Infrastruktur. Deshalb sollte bei der Reparier-

barkeit von Produkten möglichst auf Freiwil-

ligkeit sowie auf Anreize für Unternehmen 

gesetzt werden. Geklärt werden sollte auch 

der Umgang mit Import- sowie Onlineware 

und deren Einbeziehung in die Reparaturvor-

haben, um eine Gleichstellung mit stationä-

rem Handel zu ermöglichen. Manche Unter-

nehmen in Deutschland sprechen sich aber 

auch für ein europaweites Recht auf Repara-

tur aus, denn neben der Ressourceneinspa-

rung und größeren Marktchancen langlebi-

ger Produkte, könnte das Recht auch den 

Vorteil einer höheren Kundenbindung bieten.  

In der Abfallrahmenrichtline sollte das Ver-

ursacherprinzip nicht unbegrenzt entlang der 

gesamten Wertschöpfungskette ausgedehnt, 

sondern weiterhin auf den Umgang mit dem 

Endprodukt begrenzt werden. Die aus der 

Richtline hervorgehende SCIP- Datenbank 

(Substances of Concern in Products and Ar-

ticles) sollte in ihrem Umfang nicht nur in der 

rechtlichen Theorie, sondern auch in der Pra-

xis auf die in Artikel 33 der REACH-Verord-

nung vorgesehenen Informationen be-

schränkt bleiben. Auch sollte sie in ihrer An-

wendung praxistauglicher gestaltet werden, 

um sie für die Kreislaufwirtschaft nutzbar zu 

machen und die damit verbundenen Auf-

wand für Unternehmen zu reduzieren. 
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Verpackungsverordnung - Bürokratie ab-

bauen und Verfahren vereinfachen (EU) 

Mit der europäischen Verpackungsverord-

nung sollten Anforderungen harmonisiert 

und die einheitliche Umsetzung in Europa si-

chergestellt werden. In der weiteren Umset-

zung sollten die Herstellerverantwortung 

und Registrierungspflichten – sofern über-

haupt notwendig einmalig europaweit wahr-

genommen werden können. Kennzeich-

nungspflichten und Vorgaben zur Verpa-

ckungsgestaltung sollten ebenfalls europa-

weit einheitlich gelten. Dabei sprechen sich 

viele Unternehmen der Recyclingwirtschaft 

für ein einheitliches Recycling-Label und An-

forderungen an den Einsatz von Recycling-

materialien (Minimal-Content) aus. Zur Ent-

lastung bei Kleinmengen sollten Bagatell-

grenzen eingeführt werden. 

Bemühungen der Unternehmen bei der 

Rohstoffbeschaffung flankieren (DE+EU) 

DIHK-Umfragen belegen, dass die Versor-

gung mit Rohstoffen nicht immer uneinge-

schränkt gewährleistest ist. Entsprechend ist 

es aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft 

grundsätzlich richtig, dass die EU-Kommis-

sion ein Gesetz für kritische Rohstoffe („Cri-

tical Raw Materials Act“) verabschiedet hat, 

um zusätzliche Maßnahmen zur Erhöhung 

der Versorgungssicherheit von Rohstoffen 

treffen zu können. Eine europäische Bünde-

lung der Ressourcen ist aus Sicht der Wirt-

schaft empfehlenswert, um die Rohstoffver-

sorgung der Unternehmen zu sichern. 

Industrie- und Handelskammern unterstrei-

chen, dass ein verstärktes staatliches Moni-

toring von Rohstoffen nur dann sinnvoll ist, 

wenn dadurch keine zusätzlichen bürokrati-

schen Belastungen für Unternehmen 

entstehen. Unternehmen befürchten zusätz-

liche Bürokratie, da sie als Folge ggf. an öf-

fentliche Stellen zu Rohstoffen berichten 

müssten.  

Zugang zu heimischen Rohstofflagern 

langfristig sichern (DE) 

Die Erhöhung der Sicherheit der Versorgung 

mit Rohstoffen durch strategische Rohstoff-

projekte in der EU oder in für die Roh-

stoffversorgung der EU wichtigen Partner-

ländern wird von der gewerblichen Wirt-

schaft befürwortet. Sowohl die verstärkte Er-

schließung von Rohstoffen innerhalb der EU 

als auch Rohstoffpartnerschaften mit ande-

ren Ländern werden von Unternehmen aus-

drücklich als positive Lösungsansätze ge-

nannt.  

Trotz seiner Bedeutung für größere strategi-

sche Unabhängigkeit steht der Bergbau in 

Deutschland vor immer höheren Hürden und 

Barrieren. Grund hierfür sind die kontinuier-

liche Verschärfung und Bürokratisierung von 

Genehmigungsverfahren, durch fehlende 

Technologieoffenheit bis hin zu Verboten 

und einer stetigen Ausweitung anspruchs-

voller, komplexer Umweltauflagen. Hinzu 

kommt eine systematische Verschlechterung 

der Akzeptanz des heimischen Rohstoffab-

baus in der Bevölkerung. Die Erschließung 

von Rohstoffen innerhalb der EU kann bspw. 

durch weitere Entbürokratisierung der Ge-

nehmigungsverfahren und Beschleunigungs-

maßnahmen ermöglicht werden. Außerhalb 

der EU können die Deutschen Auslandhan-

delskammern vor Ort in Partnerländern einen 

Beitrag leisten, um Projekte zur Rohstoffge-

winnung für die EU zu vermitteln und zu un-

terstützen.




